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Abschlagsfreie Rente  
mit 63 schafft neue 
Ungerechtigkeiten 

Über den richtigen Weg für eine beitragsgerechte und 
nachhaltig soziale Alterssicherung wird einmal mehr quer 
durch die Landschaft rentenpolitischer Experten und 
Institutionen heftig gestritten. Dabei geht es den einen um 
konkrete Reformen, anderen auch um grundsätzliche Prinzi-
pien der gesetzlichen Rentenversicherung (GRV), etwa um 
Fragen der Beitragsäquivalenz und Solidarität in der GRV 
und um die Frage der Finanzierung aus Beitrags- oder aus 
Steuermitteln. Der Anlass für die aktuelle rentenpolitische 
Auseinandersetzung ist der vom Bundeskabinett beschlos-
sene Gesetzesentwurf über Leistungsverbesserungen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung.

Die Leistungen, die es nach diesem Vorhaben geben soll, 
werden den Bürgern medienwirksam als Rentenpaket zuge-
stellt, verpackt in rotem Papier. Dies suggeriert die Überga-
be eines Geschenkes – und nicht eine Verteilung der durch 
die Versicherten selbst erworbenen Verdienste. Und was die 
63er-Stichtagsregelung betrifft, so tun sich Ungereimtheiten 
und viele Ungerechtigkeiten auf. Die Ministerin verteidigt 
gerade die abschlagsfreie Rente für Versicherte mit 45 und 
mehr Versicherungsjahren ab dem vollendeten 63. Lebens-
jahr als einen Verdienst, den sich die Zielgruppe durch eine 
langjährige Lebensleistung und entsprechende  Beitragszah-
lungen in die Rentenkasse selbst erworben hätte. Im Gesetz-
entwurf steht es allerdings anders: Danach ist das alleinige 
Kriterium für die Gewährung der Leistung nur die Anzahl 
der im Lebensverlauf erzielten Versichertenjahre (Beitrags-
jahre inklusive Berücksichtigungszeiten). Dies kommt einer 
Aushöhlung des Prinzips der Beitragsäquivalenz in der 
GRV gleich, wonach sich Leistungen aus der Rentenkasse 
mit Ausnahme einiger weniger solidarischer Elemente – 
Reha, Erwerbsminderung, Hinterbliebenenversorgung – in 
Abhängigkeit von den Jahren der Erwerbstätigkeit und der 
Höhe des Einkommens im Lebensverlauf begründen. Warum 
sollte ein Versicherter, der zwar nur 44 Jahre zusammen-

bringt, aber mehr Beiträge eingezahlt hat, als einer, der 45 
Jahre vorweist, schlechter gestellt werden als Letzterer? Und 
warum wird die Lebensleistung eines Versicherten, der zwar 
nur 43 Jahre, diese aber überwiegend Vollzeit gearbeitet 
hat, weniger hoch geschätzt als die Leistung einer Versi-
cherten, die beispielsweise nur halbtags erwerbstätig war? 
Und ist es fair, wenn zwar eine Versicherte, die 40 Jahre 
sozialversicherungspflichtig beschäftigt war und dabei zwei 
Kinder erzogen hat, diese Leistung nicht erhalten soll, eine 
Versicherte aber mit 30 Jahren Beitragseinzahlungen und 
15 Jahren Kinderberücksichtigungszeit Begünstigte ist? 

Weiterhin ist eine aus der Rentenkasse solidarisch finanzier-
te 63er-Regelung sozialpolitisch keineswegs naheliegend, 
da viele, die diese Regelung in Anspruch nehmen werden, 
ohnehin bereits relativ hohe Rentenansprüche aufgebaut 
haben. 

Schließlich ist zu bedenken, dass eine Zielgruppe der 63er-
Regelung – Menschen, die körperlich schwer belastende 
Tätigkeiten ausüben – oftmals schon vor dem 63. Lebens-
jahr eine Erwerbsminderungsrente beantragen müssen. 
Dieser körperlich geschädigten Gruppe ist mit der 63er-
Regelung nicht zu helfen. Für sie wäre nur eine deutliche 
Verbesserung der Erwerbsminderungsrente hilfreich. Daher 
ist es schwer zu verstehen, dass für diese Rente lediglich 
eine Erhöhung der Anrechnungszeit von 60 auf 62 Jahre 
vorgesehen ist, jedoch anders als bei der 63er-Regelung 
nicht auf Rentenabschläge wegen des Zugangs vor der 
regulären Altersgrenze verzichtet werden soll. Es ist sehr 
unwahrscheinlich, dass die Regierung im Gesetzgebungs-
verfahren von ihren Vorhaben wesentlich abrücken wird. 
Es bleibt aber die Hoffnung, dass zumindest vom Abschlag 
bei der Erwerbsminderungsrente abgesehen wird und nicht 
vergessen wird, wie angekündigt einen flexiblen Rentenzu-
gang und höhere Zuverdienste bei Teilrenten einzuführen.
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